
Mit Leitlinien zum Umgang mit Suizidwünschen in Einrichtungen katholischer 

Trägerschaft versuchen die Deutsche Bischofskonferenz und der Deutsche 

Caritasverband, die Ablehnung der Suizidassistenz institutionell zu verfestigen. Dies 

soll namentlich durch heimvertragliche Ausschlussklauseln sowie durch Haus- und 

Besuchsverbote gegenüber suizidhilfebereiten Dritten geschehen. Der Beitrag 

zeigt, dass beide Instrumente an erhebliche rechtliche Grenzen stoßen. 

 

▪ Das Bundesverfassungsgericht hat 2020 entschieden, dass das Recht auf 

selbstbestimmtes Sterben die Freiheit umfasst, bei Dritten Hilfe zu suchen, um 

sich das Leben zu nehmen, und Hilfe, soweit sie angeboten wird, in Anspruch 

zu nehmen. Zugleich kann niemand verpflichtet werden, Suizidhilfe zu leisten. 

▪ Am 26. Januar 2026 veröffentlichten die deutschen Bischöfe ihre Leitlinien, mit 

denen sie dem „Orientierungsbedarf“ ihrer Leitungskräfte infolge des Urteils 

begegnen wollen. In dem 68-seitigen Dokument heißt es, für das 

glaubensdefinierte Selbstverständnis katholischer Einrichtungen sei 

grundlegend, dass sie Orte einer „Kultur des Lebens“ seien: „Daher ist in 

Einrichtungen in katholischer Trägerschaft ein umfassender Schutz vor 

Werbung, Angebot und Durchführung von Suizidassistenz anzustreben.“ 

Fazit 

Heimvertragliche Verbotsklauseln erweisen sich angesichts des vom 

Bundesverfassungsgericht anerkannten Rechts auf selbstbestimmtes Sterben 

als mit § 307 BGB regelmäßig unvereinbar; ihre Struktur legt darüber hinaus eine 

Prüfung am Maßstab des § 138 BGB nahe. Haus- und Besuchsverbote scheitern 

jedenfalls in genereller Form an der grundrechtlichen Stellung des 

Bewohnerzimmers als geschütztem Wohnraum und an der Pflicht, die 

Inanspruchnahme freiwillig angebotener Suizidhilfe nicht faktisch leer laufen zu 

lassen. Das Recht der Kirchen zur selbstständigen Ordnung ihrer inneren 

Angelegenheiten legitimiert die institutionelle Nichtmitwirkung, nicht aber die 

Verhinderung privater Freiheitsausübung im Wohnbereich des Bewohners.  

  

Prof. Robert Roßbruch 

Rechtsanwalt, ifw-Beirat, 
Honorarprofessor für Gesundheits- 
und Pflegerecht an der HTW des 
Saarlandes, Präsident der DGHS 

robert.rossbruch@dghs.de 

 

Robert Roßbruch 

 

Der rechtliche Rahmen kirchlicher Verbotskonzepte zur 
Suizidassistenz in stationären Pflegeeinrichtungen. Zur 
Unwirksamkeit heimvertraglicher Ausschlussklauseln und zu 
den verfassungsrechtlichen Grenzen von Haus- und 
Besuchsverboten  
 
Weltanschauungsrecht Aktuell | Nummer 13 | 24. Juni 2026 

ISSN 2748-1557 



 
 

WELTANSCHAUUNGSRECHT AKTUELL | NR. 13 | 24. JUNI 2026           2 

I. Problemaufriss und rechtlicher Ausgangspunkt 

Die Leitlinien „Den Weg des Lebens gehen“ sind ihrer Anlage nach kein bloß 

pastorales Begleitdokument.1 Sie enthalten vielmehr einen ausdrücklich rechtlich 

verstandenen Teil über „juristische Klauseln“ sowie Formulierungsbeispiele für 

Heimverträge, Hausordnungen und Leitbilder. Das Dokument verfolgt das Ziel, 

katholische Einrichtungen als „Schutzräume für das Leben“ zu definieren und die 

Ermöglichung von Suizidassistenz in diesen Räumen institutionell auszuschließen. 

Dazu sollen, so die Leitlinien, vertragliche Ausschlussklauseln, Hausverbote und 

einrichtungsbezogene Verbotskodizes dienen. Zugleich räumen die Leitlinien selbst 

ein, dass die Rechtslage konflikthaft ist und gerichtliche Auseinandersetzungen 

nicht ausgeschlossen werden können. Damit ist die juristische Fragestellung präzise 

benannt: Darf eine konfessionelle Pflegeeinrichtung das von ihr vertretene 

lebensschutzbezogene Ethos in der Weise rechtlich operationalisieren, dass 

Bewohnern die Inanspruchnahme freiwillig angebotener Suizidassistenz vertraglich 

oder faktisch verwehrt wird? 

Die Antwort hängt maßgeblich von der verfassungsrechtlichen Grundentscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts vom 26.02.2020 ab.2 Das Gericht hat das Recht auf 

selbstbestimmtes Sterben als Ausdruck personaler Autonomie anerkannt und 

ausdrücklich festgestellt, dass dieses Recht auch die Freiheit umfasst, Hilfe Dritter 

zu suchen und, soweit sie angeboten wird, in Anspruch zu nehmen.3 Zugleich hat es 

betont, dass niemand zur Suizidhilfe verpflichtet werden kann. In dieser doppelten 

Struktur – Freiheit ohne Leistungsanspruch – liegt die Grundfigur der weiteren 

Dogmatik. Sie erlaubt institutionelle Nichtmitwirkung, verbietet aber 

Freiheitsvereitelung. Gerade die von Gutmann und Dittke herausgearbeitete 

Formel, Einrichtungen dürften den Zugang zu rechtmäßiger Suizidassistenz durch 

Dritte nicht „faktisch verunmöglichen“, bringt den entscheidenden Maßstab auf 

den Punkt.4 

Der weitere Prüfungsweg verlangt die saubere Trennung zweier Ebenen. Die erste 

betrifft den Heimvertrag und damit die Frage, ob ein Ausschluss der Suizidassistenz 

wirksam vereinbart werden kann. Die zweite betrifft das Hausrecht und damit die 

Frage, ob eine Einrichtung den Zutritt suizidhilfebereiter Dritter zum Wohnbereich 

des Bewohners untersagen darf. Beide Ebenen sind dogmatisch verschieden, in der 

Praxis aber aufeinander bezogen: Erst ihre Kumulation erzeugt das in den Leitlinien 

angelegte Totalregime. Genau deshalb ist ihre getrennte Analyse so wichtig. 

 

II. Heimvertragsrechtliche Ausschlussklauseln 

Die erste juristische Sollbruchstelle der Leitlinien liegt im Heimvertragsrecht. Wer 

Suizidassistenz im Heimvertrag ausschließen will, bewegt sich im Regime des 

WBVG, des allgemeinen Schuldrechts und – praktisch stets – des AGB-Rechts. Die 

von den Leitlinien vorgeschlagenen Formulierungen sind keine individuell 

ausgehandelten singulären Abreden, sondern typischerweise vorformulierte 

Bedingungen, die der Träger gegenüber einer Vielzahl von Bewohnern verwendet. 

Sie unterliegen deshalb der Inhaltskontrolle nach §§ 305 ff. BGB, insbesondere 

§ 307 BGB. Diese Kontrolle ist nicht wertneutral, sondern grundrechtsgeleitet.5 Seit 

langem ist anerkannt, dass die in den Grundrechten verkörperten Prinzipien in die 

Konkretisierung der AGB-rechtlichen Generalklauseln einfließen. Für Heim- und 
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Pflegeverträge ist dies wegen der strukturellen Ungleichgewichtslage zwischen 

Einrichtung und Bewohner von besonderer Bedeutung. Schon deshalb verfehlt jede 

Argumentation den dogmatischen Ausgangspunkt, die den Heimvertrag als bloßes 

Instrument autonomer „Leitbildwahl“ des Bewohners behandelt.  

Der erste, besonders gewichtige Einwand gegen eine Ausschlussklausel liegt in der 

Höchstpersönlichkeit und Unverzichtbarkeit des betroffenen Rechts. Das Recht 

auf selbstbestimmtes Sterben gehört nach der Terminologie des 

Bundesverfassungsgerichts zum „ureigensten Bereich der Personalität“. Der 

Einzelne ist in diesem Bereich frei, seine Maßstäbe zu wählen und nach ihnen zu 

entscheiden. Diese Entscheidung ist nicht auf bestimmte Lebenslagen verengt und 

gerade nicht an ein einmal übernommenes Fremd- oder Frühstadiumsselbstbild 

gebunden. Daraus folgt, dass die Entscheidung über das eigene Lebensende in ihrer 

konkreten Ausprägung nicht Jahre zuvor formularmäßig aufgegeben werden kann. 

Genau hier besteht eine enge Parallele zur Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 

zur Patientenautonomie: Einwilligungen in medizinische Eingriffe sind jederzeit 

widerruflich; das Recht des Patienten zur Bestimmung über den eigenen Körper 

und das eigene Leben ist antizipierten Bindungen grundsätzlich entzogen.6 

Gutmann und Dittke ziehen daraus konsequent den Schluss, ein „vertragsförmig 

erklärter Verzicht“ auf die spätere Inanspruchnahme von Suizidassistenz könne von 

vornherein keine rechtliche Bindungswirkung entfalten.7  

Dieser Gedanke überzeugt dogmatisch. Es wäre widersprüchlich, wenn die 

Rechtsordnung einerseits die Entscheidung über das Lebensende als hochaktuelle, 

freiverantwortlich neu zu bildende Kernentscheidung personaler Autonomie 

schützt, andererseits aber zuließe, dass eben diese Entscheidung durch eine 

standardisierte Vorabklausel institutionell eingefroren wird. Die 

Heimvertragsklausel würde nicht bloß eine Leistung der Einrichtung beschreiben, 

sondern einen Bereich höchstpersönlicher Freiheit normativ besetzen. Damit 

unterscheidet sie sich kategorial von klassischen Leistungs- oder Nutzungsabreden. 

Die Einrichtung darf sagen, welche Leistungen sie selbst nicht erbringt; sie darf aber 

nicht den Bewohner darauf verpflichten, ein eigenes Grundrecht am Ort seines 

Wohnens nicht auszuüben. 

Der zweite Einwand liegt in der Unangemessenheit im Sinne des § 307 BGB. 

Heimverträge betreffen – wie Gesetzesmaterialien und Literatur seit langem 

hervorheben – typischerweise den Lebensmittelpunkt des Bewohners und eine 

Lage doppelter Abhängigkeit. Die Bewohnerseite ist faktisch oft nicht frei, unter 

einer Vielzahl konkurrierender Anbieter auszuweichen; jedenfalls ist die reale 

Wechselmöglichkeit häufig begrenzt.8 Gerade hier greift die Grundrechtsdogmatik 

der mittelbaren Drittwirkung mit gesteigerter Intensität ein. Eine Klausel, die die 

Inanspruchnahme von Suizidassistenz untersagt, belastet den Bewohner nicht in 

einem Randbereich, sondern im Kernbereich einer menschenwürdenahen 

Freiheitsentscheidung. Sie weicht damit von wesentlichen Grundgedanken der 

Rechtsordnung ab. Diese Grundgedanken bestehen nicht nur in der Achtung der 

Vertragsfreiheit, sondern – gewichtiger – in der verfassungsgerichtlich anerkannten 

Offenheit personaler Selbstbestimmung am Lebensende. Wer diese Freiheit an der 

Heimpforte formularmäßig suspendieren will, benachteiligt den Bewohner 

unangemessen.  

Hinzu kommt der spezifische Zweck des Heimvertrags. Er dient nicht der 

normativen Totalintegration des Bewohners in eine Institution, sondern der 
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Überlassung von Wohnraum und der Erbringung von Pflege- und 

Betreuungsleistungen. Gerade die sozial- und heimrechtlichen Rahmenordnungen 

insistieren darauf, dass Selbstbestimmung, Würde und Teilhabe zu wahren und zu 

fördern sind. Gutmann und Dittke verweisen zu Recht auf § 11 SGB XI, auf die 

Charta der Rechte hilfe- und pflegebedürftiger Menschen sowie auf 

landesrechtliche Vorschriften, die die Selbstbestimmung der Bewohner 

ausdrücklich zum Regulierungsziel erheben.9 Eine Klausel, die die Inanspruchnahme 

von Suizidassistenz pauschal verbietet, steht zu diesen Leitentscheidungen in 

offenem Spannungsverhältnis. Sie macht aus dem Heimvertrag ein Instrument 

institutioneller Fremdbestimmung, obwohl das WBVG gerade dem Schutz der 

Bewohnerfreiheit dient.  

Ein dritter Einwand richtet sich gegen die häufig vorgebrachte Figur der 

„Leitbildwahl“.10 Es mag sein, dass einzelne Bewohner eine katholische Einrichtung 

bewusst auch wegen ihres religiösen Profils wählen. Daraus folgt aber nicht, dass 

sie wirksam auf jede spätere Ausübung ihres Sterberechts im Heim verzichten. Die 

Wahl einer Einrichtung ist regelmäßig von einer Vielzahl pragmatischer Faktoren 

geprägt: Verfügbarkeit, Lage, Kosten, familiäre Nähe, Pflegegrad, konfessionelle 

Bindung oder Mangel an Alternativen. Selbst wo das religiöse Profil eine Rolle 

spielt, sagt dies nichts darüber aus, wie sich der Bewohner Jahre später in einer 

konkreten Leidens- oder Sterbesituation positionieren wird. Gerade die Grundidee 

des Bundesverfassungsgerichts besteht darin, dass der Einzelne frei bleibt, seine 

Maßstäbe auch unter veränderten Lebensbedingungen neu zu bilden. Eine frühere 

Entscheidung für ein konfessionelles Umfeld kann deshalb nicht in eine spätere 

Selbstbindung gegen einen konkreten freiverantwortlichen Sterbewunsch 

umgedeutet werden. 

Besonders gravierend ist schließlich die praktische Wirkungsdimension der 

Klausel. Bei mobilen, sozial gut eingebundenen Bewohnern mag man theoretisch 

an eine Verlegung oder eine Inanspruchnahme von Suizidassistenz außerhalb der 

Einrichtung denken. Für hochaltrige, multimorbide, bettlägerige oder palliativ 

versorgte Bewohner ist dies häufig keine reale Alternative. Die Klausel wirkt dann 

nicht mehr als bloße institutionelle Grenzmarkierung, sondern als Totalverbot. 

Genau diese Konstellation beschreibt das Bundesverfassungsgericht mit der Formel 

der „faktischen Entleerung“.11 Gutmann und Dittke arbeiten überzeugend heraus, 

dass diese Schranke nicht nur den Gesetzgeber, sondern auch die im Privatrecht 

handelnden Einrichtungen bindet.12 Ein Heimvertrag, der in einer vulnerablen, 

räumlich gebundenen Lebenssituation die Inanspruchnahme freiwillig angebotener 

Suizidhilfe ausschließt, lässt das Grundrecht in seiner konkreten Ausübung 

leerlaufen. Damit ist die Unwirksamkeit nicht nur AGB-rechtlich, sondern 

verfassungsstrukturell begründet.  

Es spricht deshalb viel dafür, den Befund noch weiter zu schärfen und neben 

§ 307 BGB auch § 138 BGB in den Blick zu nehmen. Zwar ist die AGB-Kontrolle 

regelmäßig hinreichend. Doch die Sittenwidrigkeit kommt jedenfalls dann in 

Betracht, wenn man die Kombination aus struktureller Unterlegenheit des 

Bewohners, menschenwürdenahem Freiheitsrecht und institutionell erzeugter 

Totalverbotswirkung wertend zusammenzieht. Die Rechtsordnung toleriert 

antizipierte Verzichtserklärungen auf hochrangige Persönlichkeitsgüter nur in 

engen Grenzen. Wo eine standardisierte Vertragsklausel den Bewohner in einer 

existenziellen Kernentscheidung institutionell unter Konformitätsdruck setzt, liegt 
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die Nähe zur sittenwidrigen Selbstentäußerung nicht fern. Dogmatisch mag man 

diesen Gedanken als eigenständigen Nichtigkeitsgrund oder als vertiefte Wertung 

innerhalb von § 307 BGB verstehen; im Ergebnis ändert sich wenig. 

Heimvertragliche Ausschlussklauseln sind nicht tragfähig.  

 

III. Haus- und Besuchsverbote 

Noch schärfer treten die rechtlichen Probleme auf der zweiten Ebene hervor. Die 

Leitlinien beschränken sich nicht auf die institutionelle Nichtmitwirkung, sondern 

wollen ausdrücklich Hausverbote gegenüber suizidhilfebereiten Dritten 

ermöglichen. Gemeint sind vor allem Ärzte und Sterbehilfeorganisationen, 

möglicherweise aber auch andere Besuchspersonen, die organisatorisch an der 

Suizidassistenz mitwirken. Die Begründung ist bekannt: Schutz vulnerabler 

Mitbewohner, Vermeidung von Werther-Effekten, Wahrung des katholischen 

Profils, Schutz anderer Bewohner und Mitarbeitender vor Konfrontation. Gerade 

diese Argumente verdienen eine sorgfältige Prüfung. Sie sind nicht von vornherein 

unsachlich. Aber sie tragen das verlangte Ergebnis nicht. 

Der dogmatische Schlüssel liegt im Status des Bewohnerzimmers. Dieses ist nicht 

bloß Teil der betrieblichen Räumlichkeiten, sondern Wohnraum des Bewohners. 

Nach allgemeiner Auffassung fällt auch das Zimmer in einer Alten- oder 

Pflegeeinrichtung unter Art. 13 Abs. 1 GG.13 Die Wohnung ist verfassungsrechtlich 

der Raum privater Lebensgestaltung, des Rückzugs und der Begegnung. Gerade im 

Heim tritt diese Funktion mit gesteigerter Intensität hervor, weil das Zimmer häufig 

den letzten exklusiven Lebensraum des Bewohners bildet. Gutmann und Dittke 

heben deshalb mit Recht hervor, dass den Bewohnern an ihrem Wohnbereich ein 

eigenes Hausrecht zusteht und für eine aus Art. 13 oder Art. 14 GG abgeleitete 

Hausrechtsposition des Heimträgers im privaten Zimmer „kein Raum“ bleibt.14  

Diese Aussage ist von erheblicher Tragweite. Sie bedeutet nicht, dass die 

Einrichtung im Bewohnerzimmer keinerlei Befugnisse hätte; Pflege- und 

Notfallzugänge bleiben selbstverständlich möglich. Sie bedeutet aber, dass die 

Entscheidung darüber, wer das Zimmer betreten darf, grundsätzlich beim 

Bewohner liegt. Wer den Schutz des Art. 13 GG ernst nimmt, muss daher 

akzeptieren, dass das Hausrecht des Trägers im Wohnbereich des Bewohners 

zurücktritt. Genau deshalb kann die Einrichtung das Bewohnerzimmer nicht wie 

einen beliebigen Funktionsraum der Organisation behandeln. Der Bewohner bleibt 

nicht Objekt fürsorglicher Verwaltung, sondern Inhaber eines verfassungsrechtlich 

geschützten privaten Herrschaftsraums.  

Auf dieser Grundlage wird klar, weshalb generelle Haus- oder Besuchsverbote 

verfassungsrechtlich kaum haltbar sind.15 Sie greifen nicht nur in die 

Handlungsfreiheit des ausgeschlossenen Dritten ein, sondern zugleich in das 

Wohnungsgrundrecht, das Besuchsrecht und das Sterberecht des Bewohners. Denn 

der Zutritt des Dritten ist die konkrete Voraussetzung dafür, dass das Grundrecht 

praktisch ausgeübt werden kann. Das Hausverbot richtet sich somit nicht bloß 

gegen eine Person, sondern funktional gegen die Freiheitsausübung des Bewohners 

selbst. Damit verschiebt sich der Charakter des Hausrechts: Es ordnet nicht mehr 

nur die Nutzung der Einrichtung, sondern blockiert ein menschenwürdenahes 

Freiheitsrecht im privaten Wohnraum.  
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Die Einrichtung kann dem nicht mit Erfolg entgegenhalten, sie werde dadurch zur 

„Duldung“ einer ihrem Leitbild widersprechenden Praxis gezwungen. Denn hier ist 

scharf zwischen Nichtmitwirkung und Verhinderung zu unterscheiden. Das Recht 

der Kirchen zur selbstständigen Ordnung ihrer inneren Angelegenheiten trägt ohne 

Weiteres das Recht, Suizidassistenz institutionell nicht anzubieten und 

Mitarbeitende nicht hierzu zu verpflichten. Es trägt aber nicht spiegelbildlich ein 

Recht, den Bewohner daran zu hindern, in seinem Zimmer freiwillig angebotene 

Hilfe Dritter in Anspruch zu nehmen. Die Duldung eines verfassungsrechtlich 

geschützten Grundrechtsgebrauchs im privaten Wohnraum des Bewohners ist 

etwas kategorial anderes als institutionelle Billigung oder positive Förderung. Wer 

beides gleichsetzt, verschiebt das Recht der Kirchen zur selbstständigen Ordnung 

ihrer inneren Angelegenheiten von einem Abwehrrecht gegen Inpflichtnahme in 

ein Herrschaftsrecht über die private Lebensführung des Bewohners. Genau diese 

Verschiebung ist dogmatisch unzulässig. 

Die Leitlinien stützen sich stark auf den Schutz vulnerabler Mitbewohner und auf 

den Werther-Effekt. Dieses Argument ist ernst zu nehmen. Das 

Bundesverfassungsgericht selbst hat hervorgehoben, dass Menschen in schweren 

Lebenslagen vor sozialem Druck, vor Fremdbestimmung und vor übereilten 

Entscheidungen geschützt werden müssen. Auch in Pflegeeinrichtungen können 

soziale Vergleichsdynamiken, Abhängigkeit, Einsamkeit und depressive 

Konstellationen eine erhöhte Verletzlichkeit begründen. All dies legitimiert 

Schutzvorkehrungen. Daraus folgt aber nicht, dass ein generelles Zutrittsverbot das 

angemessene oder gar einzig mögliche Mittel wäre. Mildere Mittel liegen auf der 

Hand: diskrete Organisation, sensible Kommunikation, Begleitung von 

Mitbewohnern, Krisenintervention, personelle Schulungen, Ethikberatung und 

abgestimmte Abläufe. Bemerkenswert ist, dass die Leitlinien selbst zahlreiche 

dieser Mittel vorsehen.16 Gerade deshalb überzeugen sie umso weniger, wenn sie 

zusätzlich auf pauschale Hausverbote setzen. Wer differenzierte 

Präventionsinstrumente zur Verfügung hat, kann schwerlich ein absolutes Verbot 

als erforderlich darstellen.  

Spätestens an der Angemessenheit scheitert das generelle Hausverbot. Auf Seiten 

des Bewohners kumulieren das Recht auf selbstbestimmtes Sterben, das 

Wohnungsgrundrecht, das Besuchsrecht und gegebenenfalls das 

Familiengrundrecht. Auf Seiten des Trägers stehen Hausrecht, Eigentum und 

kirchliche Selbstbestimmung. Diese sind gewichtig, aber nicht 

menschenwürdegleich. Gerade in Grenzfällen – die in der Pflegepraxis keineswegs 

exotisch sind – kippt die Abwägung eindeutig. Man denke an den bettlägerigen 

Bewohner, der medizinisch nicht mehr transportfähig ist, an die hochaltrige 

Bewohnerin in palliativer Versorgung oder an Menschen mit fortschreitender 

neuromuskulärer Erkrankung, die freiverantwortlich entscheiden, aber körperlich 

vollständig auf Hilfe angewiesen sind. In solchen Fällen erschwert das Hausverbot 

die Inanspruchnahme von Hilfe derart, dass es für den Betroffenen faktisch zu 

einem Totalverbot werden kann, da er auf fremde Hilfe angewiesen ist, um sein 

Recht wahrnehmen zu können. Das Grundrecht besteht mithin nur noch 

theoretisch, denn praktisch kann es nicht mehr ausgeübt werden. Genau vor einer 

solchen Konstellation hat das Bundesverfassungsgericht mit der Formel der 

„faktischen Entleerung“ ausdrücklich gewarnt.17  
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Von besonderer Bedeutung ist ferner die Frage der Gemeinschaftsflächen und 

Zuwege. Es genügt nicht, dem Bewohner formal das Recht zuzugestehen, in seinem 

Zimmer Besuch zu empfangen, wenn die Einrichtung zugleich den Zugang zu den 

notwendigen Zuwegen sperrt. Ein Hausrecht am Zimmer, das an der Eingangstür 

des Heims endet, wäre funktionslos. Deshalb ist Gutmann und Dittke zuzustimmen, 

wenn sie hervorheben, dass das Zutrittsbestimmungsrecht des Bewohners auch 

diejenigen Gemeinschaftsflächen erfassen muss, die betreten werden müssen, um 

den Wohnbereich zu erreichen. Andernfalls könnte die Einrichtung das Grundrecht 

durch vorgelagerte räumliche Kontrolle leerlaufen lassen. Diese Einsicht ist 

dogmatisch zwingend: Ein Grundrechtsschutz, der von funktional notwendigen 

Vorstufen abstrahiert, wäre bloß formaler Natur.  

Das schließt freilich einzelfallbezogene Maßnahmen nicht aus. Hausverbote 

können im Heimrecht in absoluten Ausnahmefällen zulässig sein, etwa bei 

konkreten Übergriffen, aggressivem Verhalten oder massiven Störungen des 

Heimbetriebs. Gerade die ältere Rechtsprechung des LG Münster, die ein 

Hausverbot gegen den Betreuer und Sohn eines Heimbewohners nur unter 

außergewöhnlichen Umständen gebilligt hat, zeigt aber den Ausnahmecharakter 

solcher Eingriffe.18 Aus dieser Rechtsprechung lässt sich gerade kein generelles 

leitbildbezogenes Zutrittsverbot gegen bestimmte Personengruppen ableiten. 

Zulässig sind also punktuelle, gefahrbezogene Eingriffe; unzulässig sind abstrakte, 

personengruppenbezogene Hausverbote, die auf die bloße Bereitschaft zur 

Suizidhilfe gestützt werden. 

 

IV. Das Recht der Kirchen zur selbstständigen Ordnung ihrer inneren 

Angelegenheiten als Grenze und nicht als Blankoscheck 

Die Leitlinien berufen sich mit großem Nachdruck auf das Recht der Kirchen zur 

selbstständigen Ordnung ihrer inneren Angelegenheiten. Das ist dogmatisch 

nachvollziehbar. Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV schützt die Kirchen darin, 

ihre Angelegenheiten selbst zu ordnen und zu verwalten. Dazu gehört auch die 

Freiheit, Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens nach einem christlichen 

Menschenbild zu führen, eine „Kultur der Lebensbejahung“ zu pflegen und sich 

institutionell von Suizidassistenz zu distanzieren. Dieses Recht rechtfertigt es, 

Suizidassistenz nicht selbst anzubieten, keine institutionelle Infrastruktur hierfür 

vorzuhalten und Mitarbeitende nicht zur Mitwirkung zu verpflichten. Gerade darin 

liegt der legitime Kern der kirchlichen Freiheit in diesem Bereich. 

Der Fehler der Leitlinien liegt jedoch darin, aus diesem legitimen Recht zur 

Nichtmitwirkung ein Recht zur Verhinderung zu machen. Das Recht der Kirchen zur 

selbstständigen Ordnung ihrer inneren Angelegenheiten ist kein Totalregime über 

alle privaten Lebensentscheidungen in kirchlichen Einrichtungen. Es findet seine 

Grenze an den Grundrechten derjenigen, die in diesen Einrichtungen leben. Das gilt 

umso mehr, als kirchliche Pflegeeinrichtungen Teil der sozialstaatlichen 

Daseinsvorsorge sind, in erheblichem Maße öffentlich finanziert werden und sich 

an die Allgemeinheit richten. Gutmann und Dittke erinnern zu Recht an die 

verfassungsgerichtliche Einsicht, dass die mittelbare Grundrechtsbindung Privater 

dort, wo diese in Funktionen der Daseinsvorsorge eintreten, einer 

Grundrechtsbindung des Staates nahekommen oder gleichkommen kann.19 In 
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einem solchen Kontext ist ein institutioneller Vorrang vor individuellen 

Freiheitsrechten besonders schwer zu begründen.  

Die von Kreß herausgestellte Argumentationsfigur, juristische Personen könnten 

sich nicht auf Menschenwürde berufen, schärft diese Rangfrage zusätzlich.20 Selbst 

wenn man diese Aussage nicht in jeder Einzelheit verallgemeinern will, verdeutlicht 

sie doch, dass das persönliche, menschenwürdenahe Sterberecht des Bewohners 

normativ höher steht als das korporative Recht der Kirchen zur selbstständigen 

Ordnung ihrer inneren Angelegenheiten. Das eine schützt die letzte existentielle 

Selbstbestimmung einer natürlichen Person; das andere die Identität und Ordnung 

einer juristisch verfassten Institution. Wer beides gleichrangig behandelt, nivelliert 

einen verfassungsrechtlich zentralen Unterschied. Auch die jüngere 

verfassungsrechtliche Rechtsprechung bestätigt die Grenzen institutioneller 

Einflussnahme.21 

 

V. Ergebnis 

Die juristische Bilanz fällt damit deutlich aus. Die Leitlinien der Deutschen Bischöfe 

und des Deutschen Caritasverbandes sind als ethisch-pastorale 

Positionsbestimmung nachvollziehbar, soweit sie Suizidprävention, palliative 

Versorgung, Seelsorge, Krisenintervention und institutionelle Nichtmitwirkung in 

den Vordergrund stellen. Rechtlich überschreiten sie jedoch die ihnen gezogenen 

Grenzen, sobald sie die Inanspruchnahme von Suizidassistenz in katholischen 

Pflegeeinrichtungen durch heimvertragliche Ausschlussklauseln und generelle 

Haus- oder Besuchsverbote verhindern wollen. Heimvertragsklauseln dieser Art 

sind wegen der Höchstpersönlichkeit des betroffenen Freiheitsrechts, wegen des 

Leitbilds des WBVG und wegen § 307 BGB regelmäßig unwirksam; ihre 

Totalverbotswirkung legt darüber hinaus eine Prüfung am Maßstab des § 138 BGB 

nahe. Haus- und Besuchsverbote scheitern jedenfalls in ihrer generellen Form an 

der grundrechtlichen Stellung des Bewohnerzimmers als geschütztem Wohnraum 

sowie an dem Verbot, das Recht auf selbstbestimmtes Sterben faktisch entleeren 

zu lassen. Das Recht der Kirchen zur selbstständigen Ordnung ihrer inneren 

Angelegenheiten legitimiert die institutionelle Distanzierung von Suizidassistenz, 

nicht aber die Verhinderung privater Freiheitsausübung im Wohnbereich des 

Bewohners. 
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